
stabile Entwicklung des sozialistischen Arbeitsrechts in 
unserer Republik weitergeführt wird.
In Aussprachen mit Gewerkschaftsleitungen und -mit- 
gliedern wurde deutlich, daß Arbeitsstreitfälle und 
-konflikte vor allem deshalb entstehen, weil die Rechts­
kenntnisse vieler .Betriebsfunktionäre, aber auch der 
Gewerkschaftsleitungen nicht ausreichen, weil geltendes 
Recht subjektivistisdi ausgelegt wird oder weil der 
strikten Einhaltung des Rechts nicht genügend Auf­
merksamkeit geschenkt wird. Zum anderen reichen die 
Rechtsvorschriften auf einigen Gebieten nicht mehr aus. 
So kritisierten Werktätige, daß wichtige Probleme ihrer 
Arbeits- und Lebensbedingungen zu verstreut in Ver­
ordnungen, anderen Rechtsvorschriften und in einer 
viel zu großen Anzahl von Rahmenkollektivverträgen 
mit vielen Nachträgen geregelt sind. Einige Regelun­
gen bleiben hinter bereits eingeleiteten Maßnahmen zur 
Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen zu­
rück, andere im Gesetzbuch der Arbeit.enthaltene Fest­
legungen wurden durch Verordnungen und Anordnun­
gen bereits ersetzt.
Zu einer wirksamen gewerkschaftlichen Leitungsme­
thode sind in den Kreisen und Bezirken die gewerk­
schaftlichen Rechtskonferenzen geworden, die sich auf 
konkrete Untersuchungen und Analysen stützen. Sie 
stellen eine große Hilfe für die einheitliche Durchset­
zung des sozialistischen Rechts, für die Erhöhung der 
Rechtssicherheit und für die Festigung der Zusammen­
arbeit der Gewerkschaftsvorstände mit den staatlichen 
Rechtspflegeorganen dar.
Die aktive Arbeit der Gewerkschaften mit dem gelten­
den Recht zeigt sich u. a. darin, daß bei den Kreisge­
richten die Klagen (Einsprüche) in Arbeitsrechtssachen 
in den zehn Jahren von 1960 bis 1970 um rund 40 Pro­
zent zurückgegangen sind. 93 Prozent aller Arbeits­
rechtsstreitigkeiten werden endgültig von den Konflikt­
kommissionen in den Betrieben entschieden. Die Mit­
wirkung der Gewerkschaften an der Lösung von Ar­
beitsrechtsproblemen ist erheblich aktiver geworden. So 
sind z. B. die Fälle der Mitwirkung nach §§ 3, 17 AGO 
an den Kreisgerichten von 2 401 im Jahre 1970 auf 3 055 
im Jahre 1971 angestiegen. Der gewerkschaftliche Ein­
fluß hat dazu beigetragen, daß die Bearbeitungsdauer 
für Arbeitsrechtsverfahren bei den meisten Gerichten 
verkürzt werden konnte.
In der Durchsetzung des sozialistischen Arbeitsrechts 
gibt es aber noch Niveauunterschiede. Während im 
Jahre 1971 z. B. die Gewerkschaftsleitungen im Bezirk 
Gera zu 87,2 Prozent, in Magdeburg zu 68,1 Prozent und 
in Halle zu 53,5 Prozent an der Lösung von Arbeits­
rechtsstreitigkeiten durch die Gerichte mitwirkten, war 
dies in den Bezirken Schwerin und Potsdam nur zu 
35,5 bzw. 33 Prozent der Fall. Ein weiteres Merkmal 
ist die Anzahl der bei den Kreisgerichten in erster In­
stanz 1971 eingegangenen Streitfälle auf je 10 000 Be­
schäftigte. Während sie in Karl-Marx-Stadt nur 6,98 
und in Halle 7,38 betrug, lag sie in Schwerin bei 13 
und in Berlin bei 14,15.
Unzureichend wird in Arbeitsrechtsstreitigkeiten von der 
Gerichtskritik Gebrauch gemacht, und zwar gegenwär­
tig in 3 Prozent aller Verfahren erster und zweiter In­
stanz. Auch die Anzahl der Auswertungen von Verfah­
ren ist zu gering; lediglich 7,6 Prozent aller Verhand­
lungen werden in den Betrieben ausgewertet. Nicht be­
friedigen kann auch der Anteil der Prozeßvertretungen 
durch die Gewerkschaftsvorstände. Noch zu viele Ge­
werkschaftsleitungen beschränken sich auf die Abgabe 
schriftlicher Stellungnahmen und mündlicher Erklä­
rungen. Hier liegen noch bedeutende Reserven bei der 
Verbesserung der Arbeit mit dem sozialistischen Recht.
In letzter Zeit hat die Anzahl der Einsprüche gegen

Beschlüsse der Konfliktkommissionen in Arbeitsrechts­
sachen zugenommen, und zwar sowohl Klagen der 
Werktätigen und Betriebe als auch Einsprüche der 
Staatsanwälte. Die Ursachen hierfür sind im wesent­
lichen in folgendem zu suchen:
a) Mit der Vorbereitung, Durchführung und Auswertung 
des VIII. Parteitages der SED und des 8. FDGB-Kon- 
gresses wurde ein neuer Abschnitt in der Initiative der 
Werktätigen eingeleitet. Diese Initiative führte zu 
einem Aufschwung auf vielen Gebieten gesellschaftlicher 
Tätigkeit, so auch auf dem Gebiet des sozialistischen 
Arbeitsrechts. Die Werktätigen achten stärker auf ihre 
Rechte, erweitern ihre Kenntnisse auf dem Gebiet des 
Arbeitsrechts, dringen auf mehr Staatsdisziplin und 
die Einhaltung der Gesetzlichkeit. Sie üben eine stär­
kere Kontrolle aus.
b) Im Sinne der vom VIII. Parteitag beschlossenen 
Hauptaufgabe erhöhten Gewerkschaften, staatliche 
Rechtspflegeorgane, gesellschaftliche Gerichte sowie 
Staats- und Wirtschaftsfunktionäre ihre Anstrengungen 
zur strikten Durchsetzung und zur Ausgestaltung des 
sozialistischen Rechts. Das trug dazu bei, die Aktivität 
auf dem Gebiet des sozialistischen Arbeitsrechts zu ver­
stärken.
c) Noch nicht überall ist es gelungen, der zunehmenden 
Masseninitiative durch ein hohes Niveau wissenschaft­
licher Leitungs- und Planungsarbeit in den Industrie­
zweigen und Betrieben Rechnung zu tragen. Wider­
sprüche, die dadurch ausgelöst werden, zeigen sich z. B. 
in unzureichender Durchsetzung des sozialistischen Ar­
beitsrechts. Es gelingt noch nicht überall, mit Hilfe des 
Arbeitsrechts die Wechselwirkungen zwischen der Er­
füllung der ökonomischen Aufgaben der Betriebe und 
der ständigen Verbesserung der Arbeits- und Lebens­
bedingungen der Werktätigen herzustellen.
d) Die Erweiterung der Zuständigkeit der Konflikt­
kommissionen, z. B. für die Entscheidung über Streitig­
keiten aus Neuerervereinbarungen und wegen Neuerer­
vergütungen, hat zu einem Anstieg der Beratungen ge­
führt. Die neuen Probleme haben den Konfliktkommis­
sionen zunächst Schwierigkeiten bereitet und sich auch 
auf die Zahl der Einsprüche ausgewirkt.

Die Konfliktkommissionen —
Ausdrude der sozialistischen Demokratie 
auf dem Gebiet des Rechts

In diesen Tagen, am 30. April, begehen wir den 20. Jah­
restag der Bildung der Konfliktkommissionen. Die Ge­
werkschaften sehen in ihnen als gesellschaftlichen Ge­
richten wichtige demokratische Organe, die es den 
Werktätigen ermöglichen, massenwirksam selbst Recht 
zu sprechen.
Die Konfliktkommissionen lassen sich in ihrer Tätig­
keit von der Leninschen Lehre leiten, daß die sozialisti­
sche Gesetzlichkeit nur gesichert und gefestigt werden 
kann, wenn sie eng mit der Mitwirkung der Massen 
verbunden ist. Ständige Erhöhung ihrer erzieherischen 
Rolle, vor allem konfliktvorbeugende Tätigkeit und 
hartnäckiger Kampf gegen Rechtsverletzungen — dies 
bezeichnete Lenin als charakteristische Merkmale der 
Tätigkeit gesellschaftlicher Gerichte.
Die Autorität der Konfliktkommissionen und die Qua­
lität ihrer Arbeit hat von Jahr zu Jahr zugenommen. 
Die Mitglieder und Vorsitzenden der Konfliktkommis­
sionen sind in ihren Betrieben geachtete Persönlichkei­
ten, die das Vertrauen ihrer Kollegen genießen und im 
Sinne und im Interesse der Werktätigen ein großes 
Maß an ehrenamtlicher Arbeit auf dem Gebiet des 
Rechts leisten. Für ihre unermüdliche und aufopfe­
rungsvolle Tätigkeit gebührt ihnen Dank und Anerken­
nung.
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